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Antrag 
 
der Fraktion der FDP 
 

Berichtsantrag zur Entwicklung rechtsextremistisch motivierter Straftaten in 
2008 und zur Finanzierung von rechtsextremistischen Vereinen, Stiftungen und 
Organisationen 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Die Landesregierung wird aufgefordert in der 33. Tagung des Landtages über die 
Entwicklung politisch motivierter Straftaten im Jahr 2008 sowie zum Bestand und der 
Finanzierung von rechtsextremistischen Vereinen, Stiftungen und Organisationen in 
Schleswig-Holstein schriftlich zu berichten. Der Bericht soll dabei insbesondere zu 
folgenden Fragen Stellung nehmen: 
 

1. Welche Straftaten mit rechtsextremistisch motiviertem Hintergrund sind seit 
Anfang des Jahres bis zur Kommunalwahl in den Kreisen und kreisfreien 
Städten in Schleswig-Holstein angezeigt worden (aufgeteilt nach Monaten, 
den einzelnen Kreisen und den einzelnen kreisfreien Städten, den Deliktsarten 
und ggf. Tathergang)?  

 
2. Wie stellt sich diese Entwicklung im Vergleich zum Vorjahreszeitraum dar? 

Welches sind aus Sicht der Landesregierung ggf. die Gründe für diese Ent-
wicklung? 

 
3. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ggf. ergriffen, um einem Anstieg 

politisch motivierter Straftaten entgegenzuwirken bzw. den bisherigen Stand 
abzusenken? 

 
4. Welche rechtsextremistischen Stiftungen, Vereine oder Organisationen sind in 

Schleswig-Holstein bekannt und wie finanzieren sich diese? Gibt es ggf. Un-
terschiede bzw. Eigenheiten bei der Finanzierung und wenn ja, welche? 
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5. Gibt es für rechtsextremistische Vereine, Stiftungen und Organisationen in 
Schleswig-Holstein die Möglichkeit staatliche Förderungen in Anspruch zu 
nehmen und wenn ja, in welcher Weise werden diese genutzt? 

 
6. Sind der Landesregierung Fälle bekannt, in denen staatliche Fördermittel 

durch rechtsextremistische Vereine, Stiftungen und Organisationen zweckent-
fremdet bzw. missbräuchlich verwendet wurden und wenn ja, welche Maß-
nahmen werden ergriffen um dies zu verhindern? 

 
7. Welche Bedeutung haben nach Auffassung der Landesregierung die Ver-

triebsdienste etwa von Medien mit rechtsextremen Inhalten für die Finanzie-
rung von entsprechenden Vereinen, Stiftungen und Organisationen?  

 
8. Beabsichtigt die Landesregierung ggf. im Rahmen von Bundesratsinitiativen 

oder auf andere Weise die Finanzierungsmöglichkeiten von rechtsextremen 
Vereinen, Stiftungen oder Organisationen einzuschränken und wenn ja, wie 
bzw. wenn nein, warum nicht? 

 
 
 
 
 
Wolfgang Kubicki 
und Fraktion 


